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Politikglossar 07: Eingaben

Der Senat hat nach Überzeu-
gung von Harald Krüger, ge-
sundheitspolitischer Sprecher 
der CDU-Bürgerschaftsfraktion,
mit seiner Entscheidung für 
ein Stufenmodell zur Teilpriva-
tisierung des Landesbetriebs 
Krankenhäuser dem Gesund-
heitsstandort Hamburg eine 
viel versprechende Perspektive

eröffnet, die den Patienten un-
mittelbar zu Gute kommen 
wird. Der vollständige Verzicht 
auf die Zukunftsoption eines 
Mehrheitsverkaufs des Lan-
desbetriebs brächte die Stadt 
in den nächsten Jahren in eine 
noch größere fi nanzielle Schief-
lage, denn der LBK hat über 
560 Millionen Euro Schulden. 

Hinzu kommen zukünftige 
weitere Belastungen für die 
Altersversorgung der Mitar-
beiter in Höhe von insgesamt 
300 Millionen Euro. Eine (Teil-)
Entschuldung ist notwendig, 
ohne dass der Hamburger 
Steuerzahler die gesamten 
Lasten übernimmt. Unsere 
Krankenhäuser müssen auch 

Investitionen in die Zukunft 
leisten können, um medizi-
nisch und wirtschaftlich leis-
tungsfähig zu sein – ein aus-
geglichenes Betriebsergebnis
reicht dazu nicht aus. Der 
überschuldete LBK kann keine 
moderne Medizin mit mo-
derner Technik in modernen 
Strukturen gewährleisten.

Das Stufenmodell sieht vor, 
dass ein privater Investor 
zunächst 49,9 Prozent der An-
teile am LBK Hamburg erwirbt 
und zugleich die unternehme-
rische Führung übertragen 
bekommt. Im Gegenzug ver-
pfl ichtet sich die Freie und 
Hansestadt Hamburg, ihren 
Mehrheitsanteil mittelfristig 
abzugeben. 

Ein kompletter Verzicht auf 
die Mehrheitsprivatisierung 
wäre angesichts der Anforde-
rungen der Bürger an eine 
hochwertige medizinische Ver-
sorgung in einem immer 
schwerer werdenden Wettbe-
werb und im Hinblick auf die 
Entwicklungen des LBK Ham-
burg nicht zu verantworten 
gewesen.

Die Entwicklungsprognosen 
für den Hamburger Flughafen 
sehen eine Auslastungsgrenze 
für das Jahr 2030. Spätestens 
zwischen 2015 und 2020 muss 
eine Entscheidung getroffen 

werden für den langfristigen 
Bau eines Großfl ughafens. 
Hamburg darf nicht die letzte 
Chance verpassen, Drehkreuz 
des Nordens zu werden. Aus 
ökonomischen und ökologi-
schen Gründen müssen wir die 
Option für einen Großfl ugha-
fen erhalten. 

Schleswig-Holsteins rot-grüne
Landesregierung hat beschlos-
sen, den größten Teil, nämlich 

640 von 840 Hektar, der Kal-
tenkirchener Heide bei der 
Europäischen Union (EU) als 
Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Ge-
biet zu melden. 

Nach der Auffassung des Fuhls-
büteler CDU-Bürgerschaftsab-
geordneten Klaus-Peter Hesse
wurde von der Regierung in 
Kiel nicht ausreichend nach 
Ausweichgebieten gesucht.
Die Landesregierung unter-
nimmt alles, was eine Anbin-
dung an den Hamburger Flug-
hafen erschwert und einen
größeren Flughafen in Kiel 
unterstützt. 

Bei der FFH-Meldung handelt 
es sich um eine politische Ent-
scheidung und nicht um eine 
ökologische Notwendigkeit. 
Die durch Fluglärm und Abga-
se stark belasteten Anrainer in 
Hamburg, in Norderstedt und 
anderen Umlandgemeinden 
erwarten zu Recht, dass sich 
die Politik strategische Optio-
nen für die Zukunft offen hält.

Von Frau Ministerpräsidentin   
Simonis erwarten wir ein klares 
Bekenntnis zur Option des 
Großfl ughafens Kaltenkirchen 
und die Zusage, dass im Falle 
eines Baus die dann durch die 
Ausweisung als FFH-Gebiet 
entstehenden höheren Kosten 
von Schleswig-Holstein über-
nommen werden. 

In den vergangenen Monaten
wurde in den Hamburger Me-
dien eine intensive Debatte
über das Bauen in unserer 
Stadt geführt. 

Die CDU-Fraktion begrüßt 
diese öffentliche Debatte über 
die das Stadtbild prägende 
Architektur. Diese Diskussion 
zeigt zum einen, dass moderne 
Architektur Geschmackssache
ist, und zum anderen, wie 
interessant und vielfältig das 
Gesicht unserer Stadt schon 
heute ist. Deutlich wird dies 
gerade bei den unterschiedli-
chen Bewertungen zur Gestal-

tung der HafenCity, wo Stahl, 
Glas und Beton, aber auch 
Klinker und Ziegel verbaut 
werden. Mit einer Großen An-
frage unter dem Titel „Klinker, 
Stahl, Glas, Beton – welche 
Materialien sollen die Hafen-
City im Speziellen und das 
Stadtbild im Allgemeinen 
prägen ?“ erfragen wir jetzt 
die Positionen des Senats. 

Henning Finck, Fachsprecher 
der CDU-Bürgerschaftsfrakti-
on für die HafenCity und Ini-
tiator dieser Anfrage, möchte 
vom Senat unter anderem 
wissen, wie er zu Architektur-

wettbewerben und Investoren-
verfahren steht. Außerdem 
soll der Senat Stellung neh-
men zu der Frage, ob wir eine 
neue Gestaltungsrichtlinie für 
den Baustil in unserer Stadt 
benötigen.

Nach der parlamentarischen 
Sommerpause wird die Bür-
gerschaft in einer der ersten 
Sitzungen im August oder Sep-
tember über die Architektur 
in unserer Stadt diskutieren.

Mit der Einführung des Kita-
Gutschein-Systems zum 1. Au-
gust 2003 haben wir in Ham-
burg als erstes Bundesland ein 
System geschaffen, das Fami-
lien und Kinder fördert und 
nicht mehr die Institutionen. 

Familien haben jetzt die 
Möglichkeit, sich die Kinder-
tagesstätte ihrer Wahl selbst 
auszusuchen, unabhängig da-
von, wo sich diese in Hamburg 
befi ndet. Dies bedeutet mehr 
Flexibilität und schafft einen 
Freiraum für die Familien, den 
es zu Zeiten von Rot-Grün nie 
gegeben hat. Zudem werden 

mehr Kinder mit Kita-Plätzen 
versorgt als je zuvor.

Bereits seit dem 1. August 
dieses Jahres erhalten Kinder 
berufstätiger Eltern unter drei 
Jahren die Betreuung, die sie 
benötigen. Und Hamburg ist 
die bisher einzige westdeut-
sche Großstadt, die zukünftig 
allen berufstätigen Eltern einen
Rechtsanspruch auf die Betreu-
ung von Kindern bis zum Alter 
von 14 Jahren gewähren wird. 

Damit hat Hamburg nach Über-
zeugung von Bettina Bliebenich,
jugendpolitische Sprecherin 
der CDU-Bürgerschaftsfraktion,
und Marcus Weinberg, Fach-
sprecher für den Bereich Kin-
derbetreuung, die Vorausset-
zungen für eine moderne Kin-
dertagesbetreuung geschaffen. 
Die Versorgung der Erwerbstä-
tigen wird die Wachsende Stadt 
Hamburg noch attraktiver für 
junge Eltern machen. 

Am 21. April 2004 hat die Bür-
gerschaft beschlossen, dass 
für die Drei- bis SechsJährigen 
der Rechtsanspruch auf einen 

Kita-Platz ab Januar 2005 von 
vier auf fünf Stunden ausge-
weitet wird; dieser Rechtsan-
spruch umfasst dann auch ein 
Mittagessen. 

Mit diesen konkreten Neue-
rungen schaffen wir die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. 
Berufstätige mit Kindern haben 
damit zum ersten Mal eine 
Garantie auf eine Kindertages-
betreuung. So stärken wir zu-
gleich die Sozial- und Bildungs-
politik in Hamburg. Trotz einer 
angespannten fi nanziellen Lage 
investieren wir weiter in unsere 
Kinder und Familien und stär-
ken diese. Damit setzen wir ei-
nen deutlichen Akzent auch für 
die Wachsende Stadt.

Seit dem 1. April 2004 gibt es an 
den Hamburger Hochschulen 
Studiengebühren für Langzeit-
studenten. Diese Neuregelung 
zeigt bereits messbare Wirkun-
gen. Viele Studenten streben 
gar keinen Studienabschluss 
mehr an, sondern bleiben nur 
wegen anderer Vorzüge des 
Studentenstatus an einer Hoch-
schule eingeschrieben. Das bin-
det unnötig Kapazitäten. 

Für Wolfgang Beuß, wissen-
schaftspolitischer Sprecher der 
CDU-Bürgerschaftsfraktion,
ist ein Langzeitstudium über 

14 Semester hinaus nicht zu 
rechtfertigen. Studenten kos-
ten die Gesellschaft nämlich 
viel Geld. 

Die von der CDU gegen vielfäl-
tige Widerstände eingeführte 
Regelung erreicht aber genau 
das angestrebte Ziel einer Ver-
kürzung der durchschnittlichen 
Studienzeiten durch eine spür-
bare Bereinigung der Statistik. 
Die Hochschulen bekommen 

endlich einen klaren Überblick 
darüber, wie viele Studenten 
wirklich studieren und nicht 
nur wegen diverser Vorteile 
lediglich pro forma einge-
schrieben sind. 

Jetzt können Bürgerschaft und 
Senat die Verteilung der knap-
pen fi nanziellen Ressourcen 
auf wirklichkeitsnähere Zahlen 
stützen und damit viel zielge-
nauer einsetzen. So machen 
wir die Hochschulen weiter 
leistungsfähiger und inter-
national konkurrenzfähiger.

Ein Steuerungsinstrument wie 
Studiengebühren für Langzeit-
studenten ist dabei, wie jetzt 
die ersten Erfolge zeigen, un-
verzichtbar.

Teilprivatisierung des LBK – 
eine Entscheidung zum Wohle Hamburgs und seiner Bürger

Hamburgs Bauoption eines Großfl ughafens durch FFH-
Anmeldung der Kaltenkirchener Heide beeinträchtigt 

Bundesweite Spitzenposition beim Kita-Ausbau
seit Einführung des Gutschein-Systems

Langzeit-Studiengebühren zeigen 
bereits die erwünschte Wirkung

Wie soll unsere Stadt zukünftig aussehen ?
CDU bringt Architekturdebatte in das Parlament
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Unter Eingaben, die auch
Petitionen genannt werden, 
versteht man Bitten oder Be-
schwerden der Bürger an ihre 
Volksvertretung. „Jedermann 
hat das Recht, sich (…) mit 
Bitten oder Beschwerden an 
die zuständigen Stellen und an 
die Volksvertretung zu wen-
den“, heißt es in Artikel 17 des 
Grundgesetzes. In Hamburg 
können sich alle Bürger, die 
sich durch staatliche Stellen 
ungerecht behandelt fühlen, 
gemäß Artikel 28 der Ham-
burgischen Verfassung an den
Eingabenausschuss der Bür-
gerschaft wenden.

Die öffentliche Verwaltung 
ist nicht unfehlbar und ihre 
Entscheidungen können auch 
einmal zu Ungerechtigkei-
ten oder Benachteiligungen 
führen. Eine Eingabe an die 
Bürgerschaft kann helfen, die-
sen Missstand zu beseitigen. 
Der Eingabenausschuss kann 
allerdings nur Empfehlungen 
aussprechen, die der Senat 
nicht in jedem Fall umsetzen 
muss.

Jeder Bürger kann sich sowohl 
in eigener Sache als auch für 
einen Dritten mit jeder Bitte 
und Beschwerde an den Ein-

gabenausschuss wenden, wenn 
sich die Eingabe gegen die 
Behandlung durch staatliche 
Stellen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg richtet oder 
wenn er mit der Arbeitsweise 
von Ämtern oder Behörden der 
Stadt nicht einverstanden ist. 
Rund die Hälfte aller Eingaben 
betreffen Probleme mit dem 
Ausländer- oder Asylrecht.

Mit privaten Angelegenhei-
ten  – wie zum Beispiel Mietver-
hältnissen oder Nachbarstrei-
tigkeiten – darf sich der Aus-
schuss allerdings nicht be-
schäftigen; hierfür sind die 

Gerichte zuständig. Auch ist
der Eingabenausschuss nicht 
befugt, gerichtliche Entschei-
dungen inhaltlich zu überprü-
fen.

Der Eingabenausschuss wird 
vom Eingabendienst der Bür-
gerschaftskanzlei betreut. Die 
Mitarbeiter dieser Dienststelle 
sind auch Ansprechpartner für 
Rat suchende Bürger.

Weitere Informationen fi n-
den Sie im Internet unter:
www.buergerschaft.hamburg.de

Hamburg darf nicht die 
letzte Chance verpassen, 
Drehkreuz des Nordens 
zu werden.

Hochschulen werden leis-
tungsfähiger und interna-
tional konkurrenzfähiger.

Familien können sich ihre 
Kindertagesstätte jetzt 
selbst aussuchen.
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